
 

Landgericht Berlin 
  

Im Namen des Volkes 
  

Urteil 
 

 

Geschäftsnummer: 28 O 456/16    verkündet am: 07.07.2017, 

▪▪▪, Justizbeschäftigte 

 

 

 

In dem Rechtsstreit 

 

der Frau ▪▪▪, 

 

Klägerin, 

 

- Prozessbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt ▪▪▪,-  

 

 

g e g e n 

 

1. die Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten d.d. Bundesministerium des Innern,  

d. vertreten d.d. Bundespolizeipräsidium,  

▪▪▪, 

 

2. den Herrn ▪▪▪, 

 



Beklagte, 

 

- Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte ▪▪▪,-  

 

 

 

hat die Zivilkammer 28 des Landgerichts Berlin in Berlin - Charlottenburg, Tegeler Weg 17-

21, 10589 Berlin, auf die mündliche Verhandlung vom 7. Juli 2017 durch den Vorsitzenden 

Richter am Landgericht ▪▪▪, die Richterin am Landgericht ▪▪▪ und den Richter am Landgericht 

▪▪▪ 

 

für Recht erkannt: 

 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar gegen Leistung einer Sicherheit in Höhe von 110 % 

des jeweils zu vollstreckenden Betrages. 

 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten um seitens der Klägerin geltend gemachte Schmerzensgeldansprüche 

aus einem Unfallereignis vom 21. März 2013, welches sich im Rahmen einer Großübung der 

Bundespolizei ereignete. Dem liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Die Klägerin ist Bundespolizeibeamtin und wird im Bundespolizeipräsidium, Abteilung Presse 

und Öffentlichkeitsarbeit, verwandt. Der Beklagte zu 2) ist ebenfalls Bundespolizeibeamter 

und als Pilot in der Fliegerstaffel B▪▪▪ tätig. Die Beklagte zu 1) ist Dienstherrin der Klägerin 

und des Beklagten zu 2) sowie Halterin des vom Beklagten zu 2) gelenkten und verunfallten 

Hubschraubers. 

 

Im Rahmen einer Großübung der Bundespolizei im Bereich des Berliner Olympiastadions 

sollten Einsatzkräfte mit drei Hubschraubern hintereinander auf das Maifeld des Stadions 

eingeflogen werden. Die Klägerin war angewiesen, im Rahmen ihrer Tätigkeit eine in einem 

der Hubschrauber mitfliegende Journalistin in Empfang zu nehmen, sie befand sich hierfür 

unweit vom späteren Unfallort. Vor dem Start fand eine Inspizierung des Landeplatzes durch 

den Formationsführer statt, bei welcher dieser verharschten Schnee feststellte. Der Beklagte 

zu 2) war der an diesem Tag erfahrenste Pilot. Er ist erfahren, was das Landen im 



schneebedeckten Gebirge und bei so genannten White Outs (vollkommener Referenzverlust 

zum Raum) betrifft, wenn durch aufwirbelnden Schnee vollständig die Sicht versperrt wird. 

Während des gemeinsamen Briefings vor dem Start, an dem der Beklagte zu 2) teilnahm, 

wurden ausführlich die Wetterlage, Bedingungen am Landeplatz, die Schneedecke und die 

Gefahr eines White Outs besprochen. Aufgrund der Schneeverhältnisse wurden auf Wunsch 

des Beklagten zu 2) zusätzlich Einweiser vor den Transportbussen, die als Referenz dienten, 

eingesetzt. 

 

Nachdem der erste Hubschrauber gelandet war, wirbelte der zweite Hubschrauber bei seiner 

Landung – diese fand entgegen dem ursprünglichen Flugplan nicht links sondern rechts von 

der taktischen Nummer 1 statt - Schnee auf und geriet in die selbst erzeugte 

Schneeaufwirbelung. Die dabei entstandene Schneewolke umhüllte auch den bereits 

gelandeten Hubschrauber Nummer eins. Zu dieser Zeit war die taktische Nummer drei, der 

vom Beklagten zu 2) gelenkte Hubschrauber, im Anflug. Hierbei wurde die Schneeaufwir-

belung der taktischen Nummer eins beobachtet und als moderat bezeichnet. 89 Sekunden 

vor dem Unfall sagte der Beklagte zu 2) im Cockpit zum Flugtechniker in Bezug auf den 

vorher beobachteten Schnee: „Ja, der ist schon wieder weg, der Schnee." Der Beklagte zu 2) 

wollte nun seinen Hubschrauber links von der taktischen Nummer 1 landen. Der 

Hubschrauber befand sich sodann zunächst links vom zugehörigen Einweiser und driftete 

dann beim Verringern der Flughöhe langsam nach rechts. Dabei entstand eine aufgewirbelte 

Schneewolke, die den Einweiser und die gelandeten Hubschrauber vollständig einhüllte. Bis 

zum Abfangen des Hubschraubers und der vollständigen Verringerung der Vorwärtsfahrt ca. 

2 m vor dem Einweiser bestand jederzeit Blickkontakt mit dem Einweiser. Die verstärkte 

Aufwirbelung des Schnees machte dann das Bild zum Einweiser diffus, bevor er plötzlich aus 

der Sicht des Beklagten zu 2) ganz verschwand. Eine Videoaufnahme zeigt, wie der 

Hubschrauber an dem Einweiser vorbei seitlich nach rechts vorbeidriftete, sich dann nah an 

ihm bzw. bereits über ihm befand, mit dem Bugrad und dem rechten Hauptfahrwerk 

Bodenkontakt bekam, um die Längsachse nach rechts rollte und um ca. 10.29 Uhr in der 

Schneewolke vollständig verschwand. Aus der Schneewolke wurden sodann 

Rotorblattstücke und weitere Teile herausgeschleudert, zudem kämmten sich die 

Rotorblattebenen des dritten und ersten Hubschraubers ineinander. Es gab mehrere 

Verletzte und Schwerverletzte; der Pilot des bereits gelandeten ersten Hubschraubers 

verstarb.  

 

Wegen der Einzelheiten des zuvor genannten Sachverhalts wird auf den 

Untersuchungsbericht der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung (Anlage K1) sowie die 

seitens der Staatsanwaltschaft Berlin eingeholten Gutachten des Sachverständigen R▪▪▪ 



(Anlagen K2und K5A) Bezug genommen, wobei sich in den Gutachten auch Auswertungen 

zu den Cockpitaufzeichnungen befinden. 

 

Die Klägerin wurde durch umherfliegende Rotorblätter verletzt und erlitt eine subtotale 

Unterschenkelamputation links mit Unterschenkeltrümmerfraktur links und offenem 

Weichteilschaden des linken Unterschenkels, eine Pseudoarthrose des linken offenen 

Schienbeins nach Schienbeinfraktur, ▪▪▪. 

 

Infolge des Unfallereignisses wurde gegen den Beklagten zu 2) ein Ermittlungsverfahren bei 

der Staatsanwaltschaft Berlin unter dem Az. 222 Js 565/13 geführt. Die Staatsanwaltschaft 

Berlin erhob mittlerweile Anklage, über deren Zulassung noch nicht entschieden wurde. Im 

Rahmen des Ermittlungsverfahrens erstellte der Sachverständige Dipl.-Ing. R▪▪▪ am    18. 

September 2015 ein erstes Gutachten (Anlage K3), am 3. Juni 2016 verfasste er ein 

weiteres Gutachten (Anlage K5A). Der Sachverständige führte hierin aus, dass unmittelbare 

Ursache der Verunfallung ein so genanntes „White Out" sei. Infolgedessen geschah ein so 

genanntes „Dynamic Rollover", das heißt ein seitliches Umschlagen des Hubschraubers um 

die Längsachse desselben. Aufgrund des Videos eines Zeugen im staatsanwaltschaftlichen 

Verfahren ließe sich nach einem zunächst gewollten seitlichen Driften erkennen, dass 

während des Weiterdriftens der Beklagte zu 2) die Referenz zum Raum verloren habe 

(„White Out"). Aus fachlicher Sicht habe den Unfall begünstigt, dass der Landeplatz 

entgegen der Polizeidienstvorschrift (PDV) 145 Landeplätze nicht frei von Schnee war bzw. 

loser Schnee nicht festgetreten gewesen sei. Die Abstände zwischen den gelandeten 

Hubschraubern seien zudem aus polizeitaktischen Gründen wünschenswert bzw. 

erforderlich gewesen, aus flugbetrieblicher Sicht jedoch gering. Ein größerer Abstand hätte 

die Verunfallung des Hubschraubers des Beklagten zu 2) aber gegebenenfalls nicht 

verhindert. 

 

Zunächst äußerte der Sachverständige in seinem ersten Gutachten auch, dass der Abbruch 

des Abflugs und damit die Kollisionsvermeidung noch möglich gewesen wären. Hierbei sei 

aber klar, dass der Abbruch (Durchstarten bzw. vertikales Steigen) eingeleitet werden 

müsse, solange noch hinreichende Sichtbedingungen herrschen, da nach 

Orientierungsverlust nicht sichergestellt werden könne, dass das Manöver sicher und gezielt 

gesteuert werden könne. Aus den Videoaufnahmen sowie der Aussage des Einweisers und 

Zeugen Schmidt im Ermittlungsverfahren folge, dass, nachdem sich der Beklagte zu 2) 

offenbar bereits am Boden wähnte oder aufsetzen wollte, er den Einweiser durch seitliche 

Drift passierte. Hierbei sei der Rumpf sehr nah bzw. möglicherweise bereits über dem 

Einweiser gewesen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt habe der Beklagte zu 2) die 



Sichtreferenz zum Einweiser verloren. Ein Durchstartmanöver hätte vermutlich vor diesem 

Zeitpunkt eingeleitet werden müssen, um sicher zum Erfolg zu kommen. Mangels 

vorliegender Sicht- und Orientierungsverhältnisse aus dem Cockpit könne dies nicht sicher 

gesagt werden. Ein Durchstarten, auch vertikal, sei problemlos möglich gewesen. Allerdings 

sei nachvollziehbar, dass der Beklagte zu 2) von der schnellen Sichtverschlechterung bzw. 

Orientierungslosigkeit überrascht worden sei, sodass die Verunfallung unumgänglich 

gewesen sei. In seinem zweiten Gutachten wich der Sachverständige nunmehr davon ab, 

dass ein Durchstartmanöver im Anflug möglich gewesen wäre. Der Beklagte zu 2) sei sich 

spätestens in der letzten Sekunde vor dem Aufprall bewusst geworden, dass er sich in einer 

kritischen Lage befand. Zwischen dem Zeitpunkt, da ein Durchstarten noch sicher möglich 

gewesen wäre, bis zur Verunfallung hätten nur vier Sekunden gelegen. Spätestens zwei 

Sekunden vor dem Unfall seien die Sichtverhältnisse so weit eingeschränkt gewesen, dass 

dem Beklagten zu 2) die Orientierung nicht mehr möglich gewesen sein dürfte. Sollte sich die 

Erkenntnis der räumlichen Desorientierung zu dem Zeitpunkt kurz vor der Verunfallung, da 

sich der Beklagte zu 2) sich der schwierigen Lage bewusst wurde, stattgefunden haben, sei 

es ihm nicht mehr möglich gewesen, den Unfall zu verhindern. 

 

Dem Beklagten zu 2) habe spätestens während des Anflugs bewusst sein können, dass der 

Wind einen ungünstigen Einfluss auf die Versetzung der gebildeten oder sich noch bildenden 

White-Out-Wolke haben würde. Der Beklagte zu 2) habe aufgrund der Beobachtung der 

vorher landenden Hubschrauber aber nicht davon ausgehen können, den Anflug gar nicht 

erst zu beginnen, da dieser möglicherweise zu gefährlich in diesem Stadium gewesen wäre. 

Der Beklagte zu 2) sei angeflogen, ohne die Landemeldung des zweiten Hubschraubers 

abzuwarten bzw. aktiv anzufordern. Die während seines Anflug weitergehende Entstehung 

der Schneewolke aufgrund des Schwebeflugs des zweiten Hubschraubers habe er erkennen 

können und müssen. Den Nachteil der noch vorhandenen Schneewolke hätte der Beklagte 

zu 2) heilen können, indem er den Beginn des Endanflugs so lange verzögert hätte, bis er 

entweder die gesicherte Meldung erhalten hätte, dass der zweite Hubschrauber gelandet sei, 

oder aufgrund des Zeitverzugs visuell erkannt hätte, dass sich die Schneewolke des vorher 

gelandeten Hubschraubers aufgelöst oder verflüchtigt hätte. Darüber hinaus führte der 

Sachverständige zunächst in seinem ersten Gutachten aus, dass der Beklagte zu 2) unter 

besonderem Druck stand, die Landung trotz ggf. erkennbarer Gefahren durchzuführen, da 

die Übung einer Leistungsschau geglichen und er sich in einer Art Bringschuld gesehen 

habe. Dies kennzeichnete der Sachverständige in seinem zweiten Gutachten jedoch explizit 

als bloße Vermutung. 

 



Die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung (BFU) gelangte in ihrem Gutachten (Anlage K1) 

zu den Feststellungen, dass Ursachen des Unfalls unter anderem die unzureichende 

Besatzungskommunikation im Anflug und der Landephase, der Referenzverlust zum 

Einweiser, der Referenzverlust zum Untergrund durch eine verharschte Schneedecke unter 

pulvrigem Neuschnee, ein nicht sofort eingeleiteter Abbruch der Landung nach 

Referenzverlust sowie eng gewählte Abstände für die Hubschrauber gewesen seien. Keine 

der durchgeführten Landungen habe den empfohlenen Landetechniken bei zu erwartenden 

„White Out"-Bedingungen entsprochen. Jedoch hätten sie dem üblichen Verfahren der 

Bundespolizei entsprochen. Das Wetter sei für den Auftrag geeignet gewesen. Es habe 

Mängel in der Kommunikation der Besatzungen gegeben, jedoch habe jedes 

Besatzungsmitglied das gemacht, was es im Rahmen seiner Funktion in jeweiligen Moment 

als nötig und richtig ansah. Es hätten Approach Briefings gefehlt, jedoch widersprächen die 

Anweisungen im Aircraft Operation Manual, Kapitel 4 „Normalverfahren" den Grundsätzen 

des MCC, wenn explizit gefordert wird, auch die sachbezogene Kommunikation innerhalb 

der Besatzung auf ein Minimum zu reduzieren oder bei Standardanflugverfahren ganz 

entfallen zu lassen. Die Abstände zwischen den als Referenz dienenden Transportbussen 

seien sehr gering gewählt gewesen. 

 

Die Klägerin behauptet, der Beklagte zu 2) habe von der Möglichkeit des Landeabbruchs 

nicht Gebrauch gemacht wegen einer besonderen mentalen Drucksituation. Sie meint, der 

Beklagte zu 2) habe hinsichtlich der Amtspflichtverletzung bedingt vorsätzlich gehandelt.  Die 

Kommunikation zwischen den Besatzungsmitgliedern sei in der Landungsphase 

unzureichend gewesen. Sie behauptet, bei ihr seien über die unstreitigen körperlichen 

Schäden hinaus weitere gesundheitliche Einschränkungen eingetreten, welche sich aus 

Seite 5 („Klagen der Versicherten") des unfallchirurgisch-orthopädischen Gutachtens von 

Prof. Dr. med. S▪▪▪ vom 5. Februar 2015 ergäben (Anlage K9, S. 5). ▪▪▪  Weitere erlittene 

Schäden folgten aus dem fachchirurgischen Gutachten des Dr. Christian G▪▪▪ (Anlage K10). 

Es seien diverse Therapien durchgeführt worden, welche im Entlassungsbrief der ▪▪▪ Kliniken 

▪▪▪ vom 15. Oktober 2013 aufgeführt sind (Anlage K6). Sie meint, der Beklagte zu 2) habe 

erkennen können und müssen, dass sich die Schneewolke während seines Anflugs weiter 

entfaltete oder hätte entfalten können. Er habe bereits zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit 

wahrnehmen müssen, den Anflug weiter zu verzögern. Er habe es pflichtwidrig unterlassen, 

Erkundungen von den Bodenkräften oder den Piloten der anderen Hubschrauber einzuholen. 

Der Beklagte zu 2) habe mit der Fortsetzung der Landung im Wissen um die 

Weiterentwicklung der Schneewolke mindestens billigend in Kauf genommen, dass eine 

Situation entstand, in der ein erfolgreiches Durchstarten nicht mehr möglich würde. Die 

Ausführungen des Gutachters hätten offengelassen, wann genau sich dem Beklagten zu 2) 



habe aufdrängen müssen, dass er das Durchstartmanöver durchführen musste. Zudem sei 

von der zwingend anzuwendenden PDV 145, die festlege, dass der Landeplatz frei von 

Schnee sein solle sowie Schnee festzutreten sei, pflichtwidrig abgewichen worden. Der 

Beklagte zu 2) habe es vorsätzlich und pflichtwidrig unterlassen, Vorgesetzte aufzufordern, 

diese drittschützenden Vorschriften einzuhalten, bzw. gemäß § 63 BBG zu remonstrieren 

oder den Start zu verweigern. 

 

Der Kläger hat den Feststellungsantrag im Termin zur mündlichen Verhandlung am 7. Juli 

2017 geändert. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

1. die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an sie ein in das Ermessen des 

Gerichtes festgestelltes Schmerzensgeld, mindestens aber 75.000 Euro zuzüglich 

Zinsen von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit, zu 

zahlen; 

2. festzustellen, dass die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet sind, ihr allen 

materiellen und immateriellen Schaden zu ersetzen, der ihr aus dem Unfall mit dem 

Beklagten zu 2) am 21. März 2013 entstanden ist und zukünftig noch entstehen kann, 

soweit dieser nicht auf Sozialversicherungsträger oder sonstige Dritte übergegangen 

ist. 

 

Die Beklagten beantragen, 

 

 die Klage abzuweisen. 

 

Die Beklagten behaupten, als der Beklagte zu 2) unmittelbar zur Landung angesetzt habe, 

habe der Wind den vom vor ihm gelandeten Hubschrauber aufgewirbelten Schnee bereits 

weggeweht gehabt, soweit sich dieser nicht bereits auf den Boden herabgesenkt hatte. Die 

selbst verursachte Schneewolke sei zudem so dicht gewesen, dass auch Rückstände einer 

nicht vollständig verwehten vorangegangenen Schneewolke diese nicht noch weiter 

verdichten haben können. Für das Unfallgeschehen sei es nicht von Bedeutung gewesen, ob 

vor Beginn des Anflugs eine Meldung über die sichere Landung des zweiten Hubschraubers 

vorgelegen habe. Aufzeichnungen des Voice-Recorders aus dem Cockpit ergäben, dass der 

Beklagte zu 2) die Landung völlig unbeeinflusst von außen und ruhig durchgeführt habe. 

Allein der plötzliche Referenzverlust zum Einweiser und der folgende Orientierungsverlust 

hätten den Unfall verursacht, was zu einem Zeitpunkt erfolgte, zu dem ein Durchstarten nicht 



mehr möglich gewesen sei. Unter den gegebenen Wetterbedingungen und dem Hinzuziehen 

eines Einweisers für jeden Hubschrauber sei es einem erfahrenen Hubschrauberpiloten 

ohne Weiteres möglich, sein Fluggerät auch in einer White-Out-Situation sicher zu landen. 

Die Beklagten meinen, eine Haftung des Beklagten zu 2) sei im Hinblick auf Art. 34 GG 

ausgeschlossen.  Das nochmalige Kommunizieren der Gefahr aufgewirbelten Schnees 

sowie ein Approach Briefing durch den Beklagten zu 2) wären aufgrund vorheriger 

Besprechungen überflüssig gewesen. Übung sei gerade die Landung in schwieriger Situation 

gewesen, so dass es nicht erforderlich gewesen sei, den Schnee zu räumen oder 

festzutreten oder auf bessere Wetterbedingungen zu warten. 

 

Die Klage ist den Beklagten am 22. Dezember 2016 zugestellt worden. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 

I. Die Klage ist zulässig, insbesondere auch hinsichtlich des Feststellungsantrags zu 2). Das 

gemäß § 256 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse ist gegeben, da angesichts der Natur 

der eingetretenen Verletzungen nicht auszuschließen ist, dass sich die gesundheitliche 

Situation der Klägerin noch in einer derzeit nicht vorhersehbaren Weise verschlechtern wird 

und daher weitere immaterielle Beeinträchtigungen entstehen können. 

 

II. In der Sache erweist sich die Klage aber als unbegründet. 

 

1. Zunächst ist die Klage gegen den Beklagten zu 2) unbegründet. Wegen der 

Haftungsüberleitung des Art. 34 Satz 1 GG auf die Beklagte zu 1) besteht eine Eigenhaftung 

des Beklagten zu 2) grundsätzlich nicht. Der Beklagte zu 2) ist Bundesbeamter und handelte 

im Rahmen des streitgegenständlichen Flugmanövers unstreitig in dieser Eigenschaft und 

daher hoheitlich. Unabhängig von der Frage vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Handelns 

würde Art. 34 Satz 2 GG allenfalls den Rückgriff des Beklagten zu 1) gegenüber dem 

Beklagten zu 2) erlauben, nicht hingegen einen direkten Anspruch der Klägerin gegen ihn. 

 

2. Auch die Klage gegen die Beklagte zu 1) erweist sich als unbegründet. Eine Haftung aus        

§ 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG ist zu verneinen. Gemäß § 46 BeamtenVG bestehen die hier 

geltend gemachten Schmerzensgeldansprüche im Fall einer Amtshaftung nur, wenn der 

Dienstunfall vorsätzlich oder im allgemeinen Verkehr herbeigeführt worden ist. Beides ist 

nicht der Fall. Es kann dahinstehen, ob der Beklagte zu 2) den Unfall überhaupt 



dienstpflichtwidrig und schuldhaft herbeigeführt hat. Jedenfalls handelte er nicht (bedingt) 

vorsätzlich.   

 

Ein Dienstunfall liegt vor. Die Klägerin ist Bundespolizeibeamtin, der Beklagte zu 2) ist 

Bundespolizist. Der Unfall ereignete sich während einer Übung der Fliegerstaffel der 

Bundespolizei, an der die Klägerin im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit beteiligt war. Auch 

geschah dieser Unfall nicht im Rahmen der Teilnahme am allgemeinen Verkehr, denn der 

Unfall ereignete sich in demjenigen Gefahrenkreis, in dem die Klägerin aufgrund der Übung 

gerade im Organisationskreis des Dienstherrn eingeschaltet war (BGH, Urt. v. 09.02.1995 - 

III ZR 164/94, NJW 1995, 1558; Stein/Itzel/Schwall, 2. Aufl., 2012, Rn. 231). 

 

Nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 BeamtVG können weitergehende Ansprüche, wie insbesondere hier 

geltend gemachte Schmerzensgeldansprüche, aufgrund allgemeiner gesetzlicher 

Vorschriften gegen einen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet – da eine 

Teilnahme am allgemeinen Verkehr nicht vorlag - jedoch nur dann geltend gemacht werden, 

wenn der Dienstunfall durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer in seinem Dienst 

stehenden Person verursacht worden, wofür die Klägerin darlegungs- und beweisbelastet ist. 

Dies ist vorliegend zu verneinen. 

 

Der Maßstab für die Prüfung der Frage, ob Vorsatz vorgelegen hat, ist § 839 BGB zu 

entnehmen. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs handelt ein 

Amtsträger vorsätzlich, wenn er sich bewusst über die verletzte Amtspflicht hinwegsetzt. 

Zum Vorsatz gehört nicht nur die Kenntnis der Tatsachen, aus denen die Pflichtverletzung 

sich objektiv ergibt, sondern auch das Bewusstsein der Pflichtwidrigkeit, das heißt das 

Bewusstsein, gegen die Amtspflicht zu verstoßen. Zumindest muss der Amtsträger mit der 

Möglichkeit eines solchen Verstoßes rechnen und diesen billigend in Kauf nehmen (BGH, 

Urt. v. 11.12.1992 - III ZR 19/92, Rn. 14; BGH, Urt. v. 19.03.1992 - III ZR 117/90, Rn. 10). 

Zur Feststellung einer vorsätzlichen Amtspflichtverletzung genügt es insoweit, wenn der 

Amtsträger handelte, obwohl er zumindest mit der Möglichkeit rechnete, dass eine 

Dienstanweisung solches verbieten wollte (BGH, Urt. v. 08.12.1983 - III ZR 72/82, Rn. 20-

21). Jedoch kann ein Rechtsirrtum ebenso wie ein Tatsachenirrtum einen Vorsatz 

hinsichtlich der Amtspflichtverletzung ausschließen (BGH, Urt. v. 13.06.1966 - III ZR 258/64, 

Rn. 10). Dass der Amtsträger einen Schaden – oder gar den konkret aus der 

Pflichtverletzung entstandenen Körperverletzungserfolg – vorausgesehen hat (oder auch nur 

voraussehen konnte), ist dagegen für die Bejahung des Vorsatzes nicht erforderlich (BGH, 

Urt. v. 08.04.1988 - V ZR 34/87, Rn. 21; zum Ganzen OLG Hamm, 27.03.2013 – 11 U 

25/12). 



 

Eine vorsätzliche Amtspflichtverletzung des Beklagten lag in keiner seiner Verhaltensweisen 

im Zusammenhang mit dem Unfallereignis vor. Dies gilt zunächst für die Frage, ob der 

Beklagte zu 2) Anlass hatte, den Landeanflug gar nicht erst zu beginnen. Diesbezüglich ist 

bereits eine Amtspflichtverletzung seitens des Beklagten zu 2) zu verneinen, sodass die 

Frage etwaigen Vorsatzes offen bleiben kann. Denn nach den Ausführungen des 

Sachverständigen R▪▪▪  im gegen den Beklagten zu 2) geführten Ermittlungsverfahren 222 Js 

565/13 der Staatsanwaltschaft Berlin, die sich die Klägerin zu eigen gemacht hat, musste 

sich dem Beklagten zu 2) vor Beginn des eigentlichen Anflugs nicht aufdrängen, gar nicht 

erst anzufliegen oder ggf. deutlich weiter entfernt von den beiden anderen Hubschraubern zu 

landen (Anlage K2, S. 21). Ausdrücklich stellte der Sachverständige zudem fest: „Der 

Beschuldigte konnte aufgrund der Beobachtung der vorher landenden Hubschrauber nicht 

davon ausgehen, den Anflug gar nicht erst zu beginnen, da dieser möglicherweise zu 

gefährlich in diesem Stadium war." (Anlage K5a, S. 23). 

 

Entgegen der klägerischen Ansicht, die sie unter Verweis auf die sachverständige 

Ausführung, „der Beschuldigte hätte vor dem Orientierungsverlust die Möglichkeit gehabt, 

den Landeanflug abzubrechen" (Anlage K2, S. 21) vorbringt, liegt eine Amtspflichtverletzung 

auch nicht in dem Unterlassen eines Anflugabbruchs (Durchstartens). Diese Beurteilung aus 

seinem ersten Gutachten für die Staatsanwaltschaft Berlin nahm der Sachverständige 

ausdrücklich in seinem zweiten Gutachten zurück. Er führte in seinem ergänzenden 

Gutachten (Anlage K5A, S. 19) nunmehr explizit aus: „…war ein erfolgreiches Durchstarten 

zum Zeitpunkt des spätesten Erkenntnisgewinns des Beschuldigten, dass er die Referenz 

verliert bzw. verlor, nicht mehr erfolgreich möglich… Spätestens zwei Sekunden vor der 

Verunfallung […] waren die Sichtverhältnisse so weit eingeschränkt, dass dem 

Beschuldigten die Orientierung nicht mehr möglich gewesen sein dürfte. Sollte die 

Erkenntnis der räumlichen Desorientierung zum Zeitpunkt des o.g. Ausspruchs des 

Beschuldigten, der vom Cockpit-Voice-Recorder aufgezeichnet wurde, stattgefunden haben, 

wäre es ihm nicht mehr möglich gewesen, den Unfall zu verhindern." Ein Abbruch des 

Anflugs zu einem noch früheren Zeitpunkt hätte indes auch nicht sicher zum Erfolg geführt. 

Hierzu führt der Sachverständige aus: „Ein Durchstartmanöver (z.B. vertikal) hätte nach dem 

Studium des Videos vermutlich vor der Sequenz 2:33 Minuten eingeleitet werden müssen, 

um sicher zum Erfolg zu kommen. Eine sichere Angabe dahin gehend kann jedoch nicht 

gemacht werden, da die tatsächlichen Sicht- und Orientierungsverhältnisse aus dem Cockpit 

nicht vorliegen bzw. nicht sicher recherchierbar sind." (Anlage K2, S. 17). Nach den 

Feststellungen des Sachverständigen R▪▪▪ bleibt unklar, wann genau der Beklagte zu 2) 

bemerkt hat, dass er in Schwierigkeiten ist.  Dies folgt aus seinen Ausführungen auf Seite 18 



des zweiten Gutachtens (Anlage K5a). Danach war der späteste Zeitpunkt, als der Beklagte 

zu 2) auf die Bemerkung des Bordtechnikers, dass zum Boden kein Abstand mehr sei, mit 

dem Ausruf „Oh" reagierte. Davor war elf Sekunden Stille. Es ist nicht festzustellen, wie 

lange vor dem Ausruf „Oh" dem Beklagten zu 2) bewusst war, dass eine kritische Lage 

entstanden ist, zumal der Beklagte zu 2) mit einem White Out rechnen musste, welches er 

aber grundsätzlich zu beherrschen in der Lage war. Selbst wenn man  als wahr unterstellt, 

dass dem Beklagten zu 2) früher bewusst wurde, dass der Hubschrauber sich in einer 

gefährlichen Lage befand und er durchstarten müsste, ist allenfalls eine fahrlässige 

Verkennung der gebotenen Maßnahme anzunehmen. 

 

Offenbleiben kann, ob  der Beklagte zu 2) hätte erkennen können und müssen, dass sich die 

Schneewolke während des Anflugs weiter entfaltete oder hätte entfalten können, sodass er 

den Anflug entweder so lange verzögern hätte können, bis er eine gesicherte Meldung über 

die Landung des zweiten Hubschraubers hatte, oder bei einem Durchstarten durch die dann 

eingetretene Verzögerung hätte erkennen können, dass sich die Schneewolke des vorher 

gelandeten Hubschraubers verflüchtigt hat. Denn nach den Ausführungen des 

Sachverständigen im Ermittlungsverfahren war sich der Beklagte zu 2) jederzeit der Gefahr 

des White Outs bewusst, schätzte die Gefahr aber als nicht so gefährlich ein, dass er den 

Anflug abgebrochen hätte. Der Beklagte zu 2) ist auch unstreitig ein für Landungen in 

verschneitem Gebirge und bei einem zu erwartenden White Out erfahren. Zudem waren zwei 

andere Piloten mit weniger Flugerfahrung bereits sicher gelandet, wobei der Beklagte zu 2) 

dies jedenfalls hinsichtlich der taktischen Nummer 1 auch wusste.  

 

Dass der White-Out-Effekt generell nicht beherrschbar sei, behauptet auch die Klägerin 

nicht, sodass aus der Durchführung des Manövers trotz möglichen White Outs nicht bereits 

per se auf die Amtspflichtverletzung geschlossen werden kann. Der Beklagte zu 2) ist ein 

besonders erfahrener Hubschrauberpilot, der insbesondere auch über Erfahrungen mit 

Einsätzen im Gebirge in verschneiter Gegend verfügt. Auch im Gebirge kann loser Schnee 

nicht vorher festgetreten werden, sodass der Beklagte zu 2) davon ausgehen durfte, das 

Manöver zu meistern. Dies gilt auch unter Berücksichtigung des klägerischen Vorbringens, 

wonach sich der Beklagte zu 2) in einer besonderen psychischen Druck- und Stresssituation 

befunden habe, das Manöver im Rahmen einer „Leistungsschau" erfolgreich zu beenden. 

Dieser Vortrag erschöpft sich in reinen Vermutungen bzw. Spekulationen. Als ebensolche 

stufte der Sachverständige im Nachhinein auch seine zunächst anderweitig erfolgten 

Ausführungen ein (Anlage K5a, S. 20). Selbst wenn sich der Beklagte zu 2) in einer 

besonderen Drucksituation befunden hätte, dürfte dies nichts daran ändern, dass er von der 

Beherrschbarkeit des White Outs ausgehen durfte. Es ist nicht zu erkennen, dass der Druck 



einer Leistungsschau den Druck eines echten Einsatzes in gefährlicher Landeumgebung 

übersteigt, so dass sie von dem erfahrenen Beklagten zu 2) nicht routinemäßig zu 

beherrschen ist. 

 

Die Wetterlage war zwar überaus ungünstig. Die Durchführung und Teilnahme an der Übung 

trotz dieser Gegebenheiten begründet jedoch ebenfalls keine Amtspflichtverletzung seitens 

des Beklagten zu 2). Die BFU stellte in ihrem insoweit unbestrittenen Abschlussbericht 

vielmehr fest, dass das Flugwetter „für den Auftrag – das Verbringen von Einsatzkräften 

unter Sichtflugbedingungen mit geplantem Formationsflug und Landung auf dem Maifeld – 

geeignet" gewesen sei. […] Die Sprachaufzeichnungen der Cockpitgespräche belegen zwar 

anspruchsvolle, aber ausreichende Flugsichten." (Anlage K1, S. 37-38). 

 

Auch die Art der durchgeführten Landungen begründet nicht per se eine 

Amtspflichtverletzung. Nach den insoweit ebenfalls unbestrittenen Feststellungen der BFU 

entsprach zwar keine der drei Landungen den von der BFU empfohlenen Landetechniken 

bei zu erwartendem White Out. Allerdings entsprachen die Landungen allesamt den üblichen 

Verfahren der Bundespolizei, wie es der BFU beschrieben wurde (Anlage K1, S. 35). Es ist 

für die Kammer nachvollziehbar, dass anlässlich einer Übung auch realistische 

Landeszenarien eingeübt werden müssen. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob an dem 

Unfalltag die Übung einer Landung unter White Out Bedingungen geplant war. Da sich dies 

aber ergeben hat, ist nachvollziehbar, dass die Übung entsprechend ausgeweitet wird. Ein 

Festtrampeln des Schnees wäre - ohne dass es darauf ankommt, ob dies am White Out 

Effekt etwas geändert hätte - eine erhebliche Veränderung des Verhaltens der vor Ort den 

Einsatz übenden Polizeibeamten gewesen und hätte unmittelbaren Einfluss auf den Ablauf 

der Übung gehabt, sodass das Gericht nachvollziehen kann, dass dies nicht angeordnet 

worden ist. 

 

Ebenso wenig lässt sich eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Amtspflichtverletzung in der 

mangelhaften Kommunikation des Beklagten zu 2), insbesondere dem Unterlassen eines 

Approach Briefings, erkennen. Die Kommunikation des Beklagten zu 2) wie des Piloten des 

ersten Hubschraubers mag mangelbehaftet gewesen sein (Anlage K1, S. 41). Indes stellte 

die BFU gleichzeitig fest: „Im Wesentlichen machte jedes Besatzungsmitglied das, was es im 

Rahmen seiner Funktion im Cockpit im jeweiligen Moment als nötig und richtig ansah." 

(a.a.O.) Diese Ausführungen, die sich die Klägerin zu eigen gemacht hat, zeigen, dass der 

Beklagte zu 2) keineswegs vorsätzlich oder gar fahrlässig handelte, soweit er die 

Kommunikationsvorschriften nur mangelhaft umsetzte. Vielmehr widersprechen die 

„Anweisungen im Aircraft Operation Manual, Kapitel 4 „Normalverfahren" […] den 



Grundsätzen des MCC, wenn explizit gefordert wird, auch die sachbezogene Kommunikation 

innerhalb der Besatzung auf ein Minimum zu reduzieren oder bei Standardanflugverfahren 

ganz entfallen zu lassen." (a.a.O.) Der Beklagte zu 2) durfte sich bei seinem Handeln 

jederzeit auf die Rechtmäßigkeit des Aircraft Operation Manual verlassen. Bei Befolgen 

entsprechender Anweisungen beging er jedenfalls keine vorsätzliche oder grob fahrlässige 

Amtspflicht-verletzung. Es ist auch nicht ersichtlich, dass eine mangelhafte Kommunikation 

mit den Piloten der bereits gelandeten Hubschrauber ursächlich für den Unfall war, denn der 

Beklagte zu 2) konnte die Schneeverwirbelungen selbst erkennen. 

 

Es ist auch nicht ersichtlich, dass der Beklagte zu 2) die Bodenkräfte hätte kontaktieren 

müssen, die teilweise erkannt hätten oder hätten erkennen können, dass der weitere Anflug 

ein nicht zu vertretendes Risiko in sich birgt. Diese Schlussfolgerung der Klägerin ergibt sich 

aus keinerlei Tatsachen. Insbesondere kommt der Sachverständige keineswegs zu diesem 

Schluss. Vielmehr stellt er, wie dargelegt, fest, dass bis unmittelbar vor der Verunfallung 

keinerlei Anlass bestand, den Anflug abzubrechen, und ein Durchstarten zum maßgeblichen 

Zeitpunkt des Referenzverlusts unter Umständen nicht mehr möglich war. Dass die 

Bodenkräfte über andere Erkenntnisse zu einem deutlich früheren Zeitpunkt verfügt hätten, 

hat die Klägerin nicht schlüssig vorgetragen; es ergibt sich auch nicht aus dem Akteninhalt. 

 

Auch die Wahl eines etwaig zu geringen Abstands zu den gelandeten Hubschraubern, den 

die Klägerin behauptet, begründet keine Pflichtverletzung des Beklagten zu 2); jedenfalls 

wäre eine solche nicht vorsätzlich gewesen. Ob die Abstände tatsächlich zu gering gewählt 

waren, ist zweifelhaft. Insbesondere stellt die BFU in ihrem Abschlussbericht, den sich die 

Klägerin zu eigen machte, lediglich fest, die Abstände seien „sehr gering" (Anlage K1, S. 43), 

nicht: zu gering, gewählt worden. Auch dies kann jedoch offen bleiben. Denn nach den 

überzeugenden Ausführungen des Sachverständigen des Ermittlungsverfahrens, die sich die 

Klägerin ebenfalls zu eigen macht, waren die Abstände zwischen den Hubschraubern „aus 

polizeitaktischen Gründen wünschenswert bzw. erforderlich". Ein größerer Abstand hätte 

dem Sachverständigen zufolge zudem ggf. nicht die Verunfallung des Hubschraubers des 

Beklagten zu 2) verhindert (Anlage K2, S. 14). Die Übung diente dem Zweck, unter möglichst 

realen und schwierigen Bedingungen Einsatzkräfte zu transportieren. In realen 

Einsatzszenarien sind auch nicht immer Landeplätze in der Größe des hiesigen 

Landeplatzes mit Seitenlängen von 340 und 260 Metern vorhanden. Die Klägerin bestreitet 

nicht, dass die Wahl der Abstände aus polizeitaktischen Gründen erfolgte und erforderlich 

war. Der Beklagte zu 2), dem das Einsatzkommando nicht selbst oblag, der aber an der 

ausführlichen Besprechung der Lage teilnahm, durfte davon ausgehen, dass er sich, indem 



er die nicht offensichtlich fehlerhaften Vorgaben befolgte, im Rahmen der Vorschriften 

bewegte und keine Pflichtverletzung beging. 

 

Eine Amtspflichtverletzung des Beklagten zu 2) ließe sich allenfalls damit begründen, dass 

im Rahmen des Manövers die Vorschriften der PDV 145 nicht genau eingehalten wurden. 

Indes ist die PDV 145 als Soll-Vorschrift nicht bindend, zudem gingen die Abweichungen auf 

polizeitaktische Überlegungen zurück und entsprach die Planung nicht der alleinigen 

Entscheidung des Beklagten zu 2), der noch um zusätzliche Einweiser bat. Ein vorsätzliches 

amtspflichtwidriges Handeln liegt in seinem Verhalten jedenfalls nicht. 

 

Ob die PDV 145 in der vom Kläger zitierten Fassung zum Unfallzeitpunkt noch Geltung hatte 

oder aber im Untersuchungsbericht der BFU vom 23. September 2014 im 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren festgehalten wurde, die Vorgaben der 

Polizeidienstvorschrift (PDV) 145 seien aus flugbetrieblicher Sicht veraltet – wie es die 

Beklagten vortragen –, kann offen bleiben. Die PDV 145 aus dem Jahr 2001 regelt in Ziffer 

3.3.8.1., dass Landestellen eben sein sollen, von Schnee, Sand, Staub und losen 

Gegenständen frei sein sollen und loser Schnee festzutreten sei. Diese Vorschrift ist als Soll-

Vorschrift formuliert. Bereits die nachfolgende Vorschrift 3.3.8.2 bestätigt diese Auslegung, 

indem sie festlegt: „Muss von diesen Grundsätzen abgewichen werden…". Eine zwingende 

Regelung von Landeplätzen in Bezug auf das Festtreten von Schnee folgt aus der Regelung 

3.3.8.1 damit keineswegs. Zwar mag hier keiner der in 3.3.8.2 genannten Gründe für 

Abweichungen vorgelegen haben. Allerdings ist die Vorschrift nicht derart formuliert, dass 

von einer Ausschließlichkeit dieser Gründe auszugehen wäre. Zudem war dem 

Formationsführer, Herrn PHK E▪▪▪ infolge seiner Begehung des Landesplatzes bewusst, 

dass verharschter Schnee gegeben war. Unstreitig wurde in einem gemeinsamen Briefing 

vor dem Start ausführlich auf die Themen Wetterlage, Bedingungen am Landeplatz, 

Schneedecke und die Gefahr eines White Outs eingegangen. Insbesondere wurde von der in 

3.3.8.4 der PDV 145 vorgesehenen Möglichkeit eines Einweisers Gebrauch gemacht. Es ist 

nicht ersichtlich, dass der Beklagte zu 2) angesichts dessen hätte remonstrieren und den 

Start verweigern müssen. Er durfte bereits angesichts des Soll-Vorschrifts-Charakters der 

PDF 145 in Verbindung mit der Inspizierung durch den Formationsführer und die 

ausführliche Lagebesprechung davon ausgehen, dass die Übung unter Berücksichtigung der 

Gefahren ordnungsgemäß durchgeführt werden konnte. Wie von der BFU festgestellt, 

bedeuteten weder das Wetter an sich noch die geplanten Landemanöver, dass die Übung 

nicht hätte durchgeführt werden dürfen. Auch die Situation eines White Outs ist unstreitig 

beherrschbar. Die Teilnehmenden waren allesamt erfahren genug und die Wetterlage 



besprochen worden. Anhaltspunkte dafür, dass die Übung nicht ordnungsgemäß 

durchgeführt werden würde, gab es für den Beklagten zu 2) nicht. 

 

Dies gilt erst recht unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der polizeiliche Flugbetrieb es 

zwangsläufig mit sich bringt, dass im Einsatzflugbetrieb auf verschneitem Gelände gelandet 

werden muss, was vorher nicht festgetreten wurde. Der Beklagte zu 2) ist in der 

Vergangenheit bereits mehrfach in verschneitem Gebirge gelandet, wo ebenso wenig 

Schnee festgetreten werden kann. Dass in solchen Situationen von der Bundespolizei keine 

Landemanöver durchgeführt werden dürfen, behauptet auch die Klägerin nicht. Alles 

anderes wäre auch nachlässig, da die Bundespolizei in der Lage sein muss, auch bei 

gefährlicheren Bodengegebenheiten wie losem Schnee Übungen durchzuführen. Andernfalls 

könnten Bundespolizisten in realen Situationen kaum jemals erfolgreich Manöver 

durchführen. Die PDV 45, welche die Grundlagen für den Transport von Einsatzeinheiten 

und deren Führungs- und Einsatzmitteln mit Luftfahrzeugen beschreibt, kann gar nicht alle 

komplexen Szenarien weltweiter Hubschraubereinsätze in akuten Bedrohungslagen 

erfassen. Angesichts dessen beschreibt die PDV 145 in Nummer 3.3.8.1 „Grundsätze". Auch 

die Formationsführer PHK E▪▪▪und der Dienststellenleiter der Fliegerstaffel J▪▪▪ haben als 

Zeugen im staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren gegen den Beklagten zu 2) 

unstreitig ausgesagt, von der PDV 145 könne abgewichen werden.  

 

In der Rechtsprechung konnte in einem vergleichbaren Fall ebenfalls nicht festgestellt 

werden, dass sich die Beklagten bei der Planung und Durchführung einer Übung bewusst 

über die Vorschriften der PDV hinwegsetzen wollten. Für Übungen von Spezialkräften sei die 

PDV nicht unmittelbar, sondern sinngemäß anzuwenden, da bei der Übung von 

Ausnahmesituationen auch ggf. höhere Gefahren in Kauf zu nehmen seien (OLG Hamm, 

Urteil vom 27.03.2013 - 11 U 25/12). Zwar geht es bei dem streitgegenständlichen 

Übungsmanöver nicht um den Einsatz von Spezialkräften. Indes zeigt dieses Urteil, dass die 

Vorschriften der PDV nicht zwingend sind, vielmehr im Einzelfall auch von ihnen abgewichen 

werden darf. 

 

Zudem hat der Beklagte zu 2) aufgrund des Wetters ausdrücklich darum gebeten, zusätzlich 

zu dem auf dem Landeplatz abgestellten Fahrzeugen, die als Orientierungspunkte dienten, 

noch Einweiser an jedem Landeplatz aufzustellen. Hiermit bezweckte er, einen zusätzlichen 

Orientierungspunkt zu schaffen. Unter diesen Bedingungen ist es für jeden erfahrenen 

Hubschrauberpiloten nach dem unbestrittenen Vortrag des Beklagten zu 2) ohne Weiteres 

möglich, auch im Fall eines White Outs zu landen. 

 



Bereits eine Amtspflichtverletzung des Beklagten zu 2) durch einen etwaigen Verstoß gegen 

die PDV 145 ist zweifelhaft; ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verstoßen ist nach 

alledem aber jedenfalls ausgeschlossen.  Unmittelbare Ursache des Unfalls ist allein der 

plötzliche Sicht- und Orientierungsverlust mit der Folge des Referenzverlustes zum 

Einweiser und dem daraus resultierenden „Dynamic Rollover" geworden, wobei weitere 

Umstände den Unfalleintritt begünstigt haben. Dies hat bereits der Sachverständige R▪▪▪ 

festgestellt (Anlage K2, S. 21) und sich die Klägerin zu eigen gemacht. Dieser 

Referenzverlust selbst stellte jedoch unstreitig kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges 

Handeln oder Unterlassen des Beschuldigten zu 2) dar. Weitere Anhaltspunkte für eine 

vorsätzliche Amtspflichtverletzung des Beklagten zu 2) hat die Klägerin nicht vorgetragen. 

 

Nach alledem liegt eine vorsätzlich begangene Amtspflichtverletzung nicht vor. 

  

3. Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 91 ZPO; diejenige zur vorläufigen 

Vollstreckbarkeit ergeht nach § 709 Satz 1 und 2 ZPO. 

 

 

 

▪▪▪    ▪▪▪    ▪▪▪ 


